
Im zweiten Anlauf stimmt der
Nationalrat dem Staatsvertrag
mit den USA zu. Das Ergebnis
kam dank der Stimmenthal-
tung der SVP zustande.

Marcello Odermatt, Bern

Ursula Haller enervierte sich unge-
heuerlich: «Das kannst du doch nicht
machen», rief die BDP-Nationalrätin
nach der Debatte zum USA-Staatsver-
trag SVP-Nationalrat Bruno Zuppiger
hinterher. Die Szene schien fast zu eska-
lieren, derart kopfschüttelnd und Hände
fuchtelnd redete die Bernerin auf den
Zürcher ein. Das müsse er sich nicht ge-
fallen lassen, konterte dieser. «Enthal-
tung ist auch eine Meinung», sagte er
und wandte sich rasch ab. Haller blieb
«empört» stehen. Dies, obschon sich der
Rat zuvor im Sinne der BDP für den
Staatsvertrag ausgesprochen hatte, und
zwar mit 81 zu 61 Stimmen. Das Ergeb-
nis kam aber nur zustande, weil sich
fast die gesamte SVP-Fraktion der Stim-
me enthielt, inklusive Wirtschaftsver-
treter. Doch auf die Palme brachte die

BDP-Frau, dass Zuppiger als Präsident
des Gewerbeverbands letzte Woche in
einem Brief zum Ja aufrief. «Ich hätte
von Herrn Zuppiger mehr politische
Glaubwürdigkeit erwartet», so Haller.

«Wir haben gesehen, dass es für ein
Ja auch ohne unsere Stimmen reicht»,
verteidigt sich Zuppiger. «Unsere Taktik
ist aufgegangen.» Diese bestand darin,
durch Enthaltungen dem Vertrag, den
die SVP schlecht findet, zum Durch-
bruch zu verhelfen. Aus wirtschaftli-
chen Interessen kann sich die SVP ein
Nein kaum leisten. Damit gab die SVP
ihre harte Haltung auf, wonach dem
Vertrag nur zugestimmt werde, wenn
alle Boni-Steuer-Vorstösse vom Tisch
sind. Denn die Mitteparteien gaben in
diesem Punkt nicht mehr nach. Frak-
tionschef Caspar Baader (BL) begründe-
te den Schwenker – letzte Woche votier-
te die Fraktion noch fast geschlossen
Nein – damit, dass die SVP 95 Prozent
ihrer Forderungen erreicht habe. Gleich-
wohl machten aber nicht alle Mitglieder
bei dieser Strategie mit, 2 stimmten Ja,
13 hingegen waren dagegen. Wären es
mehr Nein-Stimmen geworden, hätte
die Strategie ins Auge gehen können.

Dies ist Zuppiger und anderen Wirt-
schaftsvertretern bewusst: «Ja, es be-

stand ein Restrisiko», sagt Unternehmer
Peter Spuhler (TG), der sich ebenfalls
enthielt, vor einigen Wochen aber noch
seine Mühe mit einer Ablehnung be-
kundet hatte. Hätten mehr Kollegen
Nein gesagt, dann hätte er zugestimmt.
Von Glaubwürdigkeitsproblemen wollen
weder Zuppiger noch Spuhler etwas
wissen: «Das Ergebnis genügt der Partei
und dient der Sache», so Zuppiger.

Referendumsfrage noch offen
Bei den anderen Parteien hingegen

änderte sich das Stimmverhalten nicht
mehr. Bei der SP lehnten 36 den Vertrag
ab, 3 enthielten sich. Zugestimmt hat
nur der Zürcher Mario Fehr. Gespalten
waren die Grünen, 10 stimmten Nein,
7 Ja und 5 enthielten sich. Die CVP/
EVP/GLP-Fraktion stimmte, abgesehen
von zwei CVP-Mitgliedern, zu. Geschlos-
sen für ein Ja traten die FDP sowie die
BDP ein.

Ein Knackpunkt bleibt: Soll der Ver-
trag dem fakultativen Referendum un-
terstellt werden? Der Ständerat sagte
zwei Mal Nein, der Nationalrat blieb
gestern beim Ja. Diese Differenz muss
noch bis Freitag bereinigt werden. Die
SVP signalisierte, sie hänge den Vertrag
nicht am fakultativen Referendum auf.

Sollte das fakultative Referendum raus-
fallen, was wohl wahrscheinlich sein
dürfte, wird die SVP mit der gleichen
Strategie – Enthaltung – dem Vertrags-
werk zum Durchbruch verhelfen.
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UBS-Affäre FDP-Präsident Fulvio Pelli kritisiert die beiden Polparteien SVP und SP

«Im Ernstfall sind sie harmlos»
FDP-Präsident Fulvio Pelli
über den Staatsvertrag mit
den USA, die Probleme der
Grossbank UBS und zu hohe
Boni-Zahlungen.

Interview Andri Rostetter
und Marcello Odermatt

Fulvio Pelli, ist das Ja zum Staatsvertrag
ein Erfolg der neuen Mitte-Allianz?

Nein. Mit einer Mitte-Allianz hat das
gar nichts zu tun. Wir haben ganz ein-
fach unsere Position von Anfang bis En-
de durchgezogen. Das hat die anderen
Parteien in Schwierigkeiten gebracht.

Neu ist aber, dass die FDP in einer Vorla-
ge hart bleibt und sich sogar durchsetzt.

Das ist nicht neu. Wir bleiben schon
seit drei Jahren hart. Und wir haben uns
damit schon mehrmals durchgesetzt.
Nur wird das selten wahrgenommen.

Trotzdem: Ohne Allianz mit CVP und
BDP geht es nicht.

Klar, allein können
wir uns nicht durch-
setzen. Deshalb die
Zusammenarbeit mit
den sogenannten Mit-
teparteien. Aber es
lohnt sich, gemeinsa-
me Ziele hart zu
verteidigen. So
können wir die
Polparteien dazu
bringen, ihre Po-
sitionen zu über-
denken. Denn mit
ihrer Strategie der
unheiligen Alli-
anz haben sie
nur Erfolg,
solange sie
Nein sa-

gen können. Sobald es darum geht,
ernsthaft einen Entscheid zu fällen, sind
die Polparteien ja harmlos.

Auch die SVP?
Die SVP muss sich entscheiden, ob

sie die Politik mitprägen oder nur blo-
ckieren will. Sie kommt immer wieder
mit extremen Forderungen, die sie dann
nicht durchsetzen kann. Was dieser Par-
tei fehlt, ist die Bereitschaft, mit den an-
deren zu sprechen.

Dafür hat sie sich geschlossen enthalten.
Dafür gibt es eine einfache Erklä-

rung. In der SVP gibt es Spannungen.
Die einen tendieren zu einem Ja zum
UBS-Staatsvertrag, andere zu einem
Nein. Mit der Enthaltung konnte sie die-
sen Graben kaschieren.

SVP-Fraktionspräsident Caspar Baader
behauptet, die SVP habe 95 Prozent ih-
rer Ziele erreicht.

Die SVP hat erreicht, dass wir zwei
Motionen zum Thema «Too big to fail»
und zu den Kompetenzen des Bundes-
rates bei Staatsverträgen bearbeiten
konnten. Das ist alles.

Ist die SVP denn eigentlich noch eine
Wirtschaftspartei?

Solange sie nur die eigenen Leute
befriedigen will, kann sie keine

Wirtschaftspartei sein.

Die exorbitanten Saläre in der
Finanzbranche beschäftigt die
Bevölkerung wahrscheinlich

mehr als der UBS-Staatsvertrag.
Warum hat die FDP Nein gesagt zur

Traktandierung der Boni-Steuer?
Weil wir auch gegen neue Un-

ternehmens-

steuer sind. Die Boni-Steuer gehört zu-
dem nicht zur Vereinbarung über den
Staatsvertrag. Wir wollen ein Problem
nach dem anderen behandeln.

Sie wollen keine Obergrenze für Boni
und Saläre?

Wir sind eine liberale Partei. Wir
trennen klar zwischen privaten und öf-
fentlichen Interessen. Die Interessen der
Unternehmen, der Manager, der Ange-
stellten – das sind alles Privatinteressen.

Liberal heisst also: Es spielt keine Rolle,
wie hoch die Löhne sind?

Nein, das ist zu einfach. Aber wir
können nicht einfach ein perverses
System korrigieren, indem wir das Ge-
genteil staatlich verordnen. Das Bei-
spiel von England hat das gezeigt: Als
dort die Boni-Steuer eingeführt wurde,
zahlten die Banken einfach noch höhe-
re Boni. Wir müssen helfen, den Trend
zu korrigieren. Das Boni-System ist
heute gefährlich, weil es zu einer kurz-
fristigen Unternehmenspolitik führt.

Hier müssen wir
ansetzen.

Sie glauben, die exorbitanten Saläre ver-
schwinden auch ohne Boni-Steuer?

Ja. Ein gutes Beispiel ist die Credit
Suisse. Als die Bank im Frühling ihre
Boni-Pläne bekanntgab, haben wir wie
viele andere interveniert. Ich bin über-
zeugt, dass die Credit Suisse nun ge-
merkt hat, dass sie sich solche Provoka-
tionen nicht mehr leisten kann. Wer die
Entschädigungspläne der grossen Unter-
nehmen anschaut, merkt: Es tut sich et-
was. Vielleicht noch nicht genug, aber
die Richtung stimmt. Die Boni-Kultur
wandelt sich. Die Finma hat gehandelt,
die Nationalbank und die Politik ma-
chen Druck. Die Lage ist nicht mehr die-
selbe wie vor drei Jahren, auch wenn
die SP das Gegenteil behauptet.

Die Grossbanken behaupten, dass sie
wegen der tieferen Löhne alle guten
Leute verlieren.

Die hohen Löhne im internationalen
Wettbewerb sind tatsächlich ein Pro-
blem. Unsere Banken können sich dem
nicht einfach entziehen. Mindestens so
schwer wiegt aber das schlechte Image
der UBS. Sie hat Mühe, die Leute bei der
Stange zu halten. Und noch etwas: Ich
bin Präsident einer Kantonalbank. Es
zeigt sich, dass wir trotz unserer relativ
tiefen Löhne in der Branche wieder inte-
ressant geworden sind. Das heisst doch,
dass sich die grossen Unternehmen ge-
wandelt haben.

Hat die FDP nach dem Ja zum Staatsver-
trag überhaupt noch Interesse daran,
das Too-big-to-fail-Problem anzupacken?

Natürlich. Es ist eine Tatsache, dass
UBS und Credit Suisse für die Schweiz ei-
ne gefährliche Grösse haben. Die ein-
fachste Variante wäre eine internationale
Vereinbarung. Aber es gibt Staaten, die
damit Mühe haben. Deshalb müssen wir
uns genau überlegen, wie weit wir gehen
wollen in Sachen Regulierungen. Wir
müssen darauf achten, dass unsere Un-

ternehmen international konkurrenz-
fähig bleiben. Wenn wir zu viel

korrigieren, schaden wir uns
selber. Die Arbeitsgruppe
des Bundesrates wird das
Grossbanken-Problem bis
Juli behandeln. Im Herbst
entscheiden die interna-
tionalen Gremien. An-
fang 2012 können wir ein
neues Aktienrecht in
Kraft setzen. Und schon
im nächsten Sommer
wissen wir, wie wir das
Too-big-to-fail-Problem
lösen wollen.

UBS-Staatsvertrag
Es droht neues
Ungemach
Michael Schoenenberger

Die gute Nachricht zuerst: Der
UBS-Staatsvertrag ist angenommen.
Dies dank einer Koalition der Ver-
nunft in der Mitte und der Stimment-
haltung einer Mehrheit der SVP-Frak-
tion. Ob das «P» im Namen der
Blocher-Partei neu für «Pirouetten»
steht? Gut möglich, nach den Kehrt-
wenden der letzten Wochen. Zum
Glück kann sich der Stimme enthal-
ten, wer nicht weiss, wie er abstim-
men soll. Die SP ihrerseits stimmte
Nein und bleibt damit dort, wohin
sie mit ihrer Erpressungsstrategie ge-
raten war: in der Sackgasse. Sie muss
ihren Wählern dann noch erklären,
warum sie sich schützend vor mut-
masslich schwere Steuersünder stellt.
Jedenfalls haben die beiden S-Partei-
en mit ihrem Oppositionstheater die
Regeln der Konkordanzdemokratie
stark strapaziert.

Nun die schlechte Nachricht: der
Vertrag soll dem fakultativen Refe-
rendum unterstellt werden. So woll-
ten es SVP, SP und eine Mehrheit
der Grünen. Einigen sich die beiden
Räte auf die Zulassung des Referen-
dums, dann ist wahrscheinlich, dass
es ergriffen wird und auch zustande
kommt. Damit droht neues Unge-
mach. Zunächst würde der Gedulds-
faden der Amerikaner durch die zeit-
liche Verzögerung wohl reissen. Und
generell hat es seine Richtigkeit,
dass das Volk über Änderungen der
Verfassung und über Gesetze ab-
stimmt, nicht aber über einen spe-
ziellen UBS-Staatsvertrag, mit dem
ein juristischer Einzelfall gelöst wer-
den will. Es ist das Ziel der Regie-
rung, den Fall UBS isoliert zu be-
trachten und damit mit dem UBS-
Staatsvertrag eben gerade keine
rechtssetzenden Normen zu schaf-
fen. Das ist absolut richtig. Ein
Volksentscheid würde diese Bemü-
hungen in Frage stellen. Ein Ja
könnte dem Bankgeheimnis mehr
schaden als die Übernahme der
OECD-Standards inklusive Artikel 26
des Musterabkommens.

Vernünftigerweise werden die
künftigen Regeln über die neuen
Doppelbesteuerungsabkommen fest-
gelegt – und nicht via den spezifi-
schen UBS-Staatsvertrag. Jene Partei-
en, die gestern für das fakultative
Referendum gestimmt haben, dürf-
ten bereits wieder den Wahlkampf
im Auge gehabt haben. Denn es ist
klar, dass in einem Abstimmungs-
kampf um den UBS-Staatsvertrag
wieder alles miteinander vermischt
würde: Abzocker, Bankgeheimnis,
«too big to fail»-Problematik und an-
deres mehr. Damit lässt sich Stim-
mung und Stimmen machen, auch
wenn das eine mit dem andern we-
nig zu tun hat. Aber wer will schon
verantwortungsvoll politisieren,
wenn ein paar Prozent Wähleranteil
gewonnen werden können?

Kommentar

So stimmten die Zürcher
JA

FDP: Markus Hutter, Filippo Leutenegger, Ruedi
Noser. CVP: Urs Hany, Kathy Riklin, Barbara Schmid-
Federer. GLP: Martin Bäumle, Tiana Angelina Moser,
Thomas Weibel. SP: Mario Fehr. Grüne: Bastien
Girod. EVP: Maja Ingold.

N EI N
SP: Jacqueline Fehr, Chantal Galladé, Christine
Goll, Andreas Gross, Daniel Jositsch, Anita Thanei.
SVP: Alfred Heer, Hans Kaufmann, Natalie Rickli.
Grüne: Marlies Bänziger, Katharina Prelicz-Huber,
Daniel Vischer.

ENTHALTEN
SVP: Max Binder, Toni Bortoluzzi, Hans Fehr, Chris-
toph Mörgeli, Hans Rutschmann, Ernst Schibli, Ulrich
Schlüer, Jürg Stahl, Bruno Zuppiger.

N ICHT TEI LGENOMMEN
FDP: Doris Fiala.

Nationalräte aus SG/SZ
Ja: Jakob Büchler (CVP). Nein: Reto Wehrli (CVP),
Pirmin Schwander (SVP).

UBS-Affäre Zuerst Nein, dann Ja, wieder Nein, und dann hilft die SVP dem Staatsvertrag doch noch

SVP sagte nicht Ja und stimmte dennoch zu




